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Maklerrechtsentscheidungen des
BGH der zurückliegenden Jahre

zeigen eine Öffnung der bisher sehr
kleinteiligen Vorgaben zur Nachweis-
tätigkeit und wirtschaftlichen Identität
mit dem Ergebnis, dass die Makler-
Rechtsprechung „fit“ für die zunehmen-
den Verkäufe von Grundstücks- und
Wirtschaftseinheiten geworden ist.  Von
bahnbrechender Bedeutung im Makler-
recht sind die Entscheidungen des BGH
vom 16.12.2004 (Az.: III ZR 451/04)
und 21.12.2005 (Az.: III ZR 119/04): In
der ersten Entscheidung ging es um den
Verkauf einer Klinikgruppe: Provision
hatte der Interessent versprochen für

den Nachweis von Objekten im Bereich
des Klinikmarktes. Der Makler stellte
den Kontakt zu einem Klinikunterneh-
men her, das aus 26 Objektgesellschaf-
ten GmbH und & Co. KG's bestand. Der
Geschäftsführer und Mitgesellschafter
der Komplementär-GmbH wurde von
dem Makler angesprochen und nahm
über diesen Verbindung zum Makler-
kunden auf. 

Der Maklerkunde erwarb mehr als 90%
der Kommanditanteile an den Objektge-
sellschaften sowie 74% der Geschäftsan-
teile der Komplementär-GmbH. Dem
Provisionsanspruch des Maklers in

Höhe von ca. 20 Mio. Euro hielt der
Kunde entgegen, dass ihm nur der Mit-
gesellschafter und Geschäftsführer der
Komplementär-GmbH, Herr H., be-
nannt worden sei, nicht aber die Gesell-
schafter der 26 Objektgesellschaften.
Diese Gesellschafter seien im Übrigen
im Zeitpunkt des Nachweises auch -
noch - nicht verkaufsbereit gewesen. 

Dem setzt der BGH in seinen Entschei-
dungsgründen entgegen, dass zwar
zutreffend sei, dass der Nachweis erfor-
dere, dass die Person benannt werde,
die zu substantiellen Verhandlungen
über den Kaufvertrag berechtigt sei, also
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in der Regel der Eigentümer. Bei Publi-
kumsgesellschaften müsste aber ausrei-
chen, dass der Geschäftsführer der
Komplementärgesellschaft seine Bereit-
schaft zum Vertragsschluss zu erkennen
gibt und er dem Interessenten vom
Makler benannt wird. Der Maklerkunde
darf hieraus entnehmen, dass er in Ver-
handlungen mit diesen Geschäftsfüh-
rern und Mitgesellschafter für die vorge-
sehene Transaktion „den Fuß in der
Tür“ hat. Grundsätzlich sei bei Publi-
kumsgesellschaften auch davon auszu-
gehen, dass die - nicht benannten -
Kommanditisten eine latent offene Hal-
tung als Kapitalanleger haben, die
Gesellschaftsanteile zu veräußern, so
dass die tatsächliche Vermutung dafür
spreche, dass die Kommanditisten von
Anfang an - generell - verkaufsbereit
waren.

Der BGH bejaht weiter die wirtschaft-
liche Gleichwertigkeit des zustande
gekommenen mit dem beabsichtigten
Kaufvertrag. Nach der gesellschafts-
rechtlichen Gestaltung der verkauften
Klinikgruppe - 26 Objektgesellschaften,

von denen jede zumindest eine Klinik
betrieb - kommt die Übernahme der
Klinikgruppe durch Erwerb der (über-
wiegenden Mehrheit der) Gesellschafts-
anteile an den dazu gehörenden 26
Objektgesellschaften -  sog. share deal  -
einem Kauf sämtlicher einzelner Klini-
ken als Unternehmen - asset deal -
gleich. Mit dieser Entscheidung hat der
BGH die Maklerrechtsprechung, die
sich ganz überwiegend am Verkauf von
Einzelhäusern, Eigentumswohnungen
etc. entwickelt hat, geöffnet für die
Bedürfnisse der komplexen Immobi-
lien- und Unternehmensverkäufe. Der
BGH ist diesen Weg mit seiner weiteren
Entscheidung vom 21.12.2005 noch
einen Schritt weitergegangen:

Eine GmbH hatte, vertreten durch ihre
zwei Gesellschafter, die zugleich die
Geschäftsführer waren, dem Makler den
Auftrag erteilt, „ihr Unternehmen“ zu
verkaufen. Der Makler vermittelte den
Kaufvertrag über die Gesellschaftsantei-
le der GmbH. Den Kaufpreis erhielten
die Gesellschafter. Der Makler stellte die
Rechnung an die GmbH, die die Zah-

lung u.a. ablehnte, weil weder ein Ver-
kauf des Unternehmens erfolgt sei,
noch habe die GmbH ein Entgelt von
den Käufern erhalten.  Auch hier ver-
weist der BGH auf seine Rechtspre-
chung im oben zitierten Urteil, wonach
der Verkauf der Gesellschaftsanteile von
Objektgesellschaften dem Verkauf des
Unternehmens gleichgesetzt werden
könne. Hinsichtlich des Einwands der
verklagten GmbH, der Kaufpreis sei
nicht an sie, sondern an die Gesellschaf-
ter gezahlt, weshalb sie aus der gesam-
ten Transaktion kein Entgelt von der
Käuferin erhalten habe, führt der BGH
aus, dass auch dann, wenn nicht die
Gesellschaftsanteile der GmbH verkauft
worden wären, sondern sämtliche Ver-
mögensgegenstände, nicht die GmbH
den Gewinn aus der Transaktion gezo-
gen hätte, sondern nur deren Gesell-
schafter. Die GmbH verbliebe nach der
Gewinnentnahme lediglich als „leerer
Mantel“. Es wäre deshalb gegenüber der
Maklerfirma treuwidrig, wenn die
GmbH dem Maklerlohnanspruch ent-
gegenhalten könnte, sie habe ein Ent-
gelt von dem Käufer nicht erhalten.

Öffentliches Baurecht

Jede Bauleitplanung muss auf eine
geordnete städtebauliche Entwicklung
ausgerichtet sein und diese gewährlei-
sten. Das ist nicht der Fall, wenn ein
Bebauungsplan zur Erschließung der
Hinterliegergrundstücke die Entwick-
lung einer Vielzahl sogenannter  Pfei-
fenkopfgrundstücke vorsieht und da-
durch städtebauliche Missstände her-
vorruft. 
OVG Nordrhein-Westfalen, Beschluss
vom 24.03.2006 - 10 B 2133/05 NE

WEG

Zur Nichtigkeit eines Eigentümerbe-
schlusses, der die Kosten  für die
Instandsetzung von Fenstern im
Bereich der Wohnungen abweichend
vom vereinbarten Kostenverteilungs-
schlüssel „auch zukünftig“ dem einzel-
nen Wohnungseigentümer auferlegt.
OLG München, Beschluss vom
23.08.2006 - 34 Wx 90/06

Bauträger

Der formularmäßige Ausschluss der
Befugnis, einen Erwerbervertrag über
umfassend saniertes Wohnungseigen-
tum zu wandeln oder sonst rückgängig
zu machen, ist gemäß § 11 Nr. 10 b
AGBG unwirksam. 
BGH, Urteil vom 28.09.2006 - VII ZR
303/04

Öffentliches Baurecht

Ein öffentliches Interesse am Erlass
eines sanierungsrechtlichen Aus-
gleichsbetrages besteht, wenn der
Erlass geeignet ist, die Ziele und
Zwecke der jeweiligen Sanierungsmaß-
nahmen zu fördern. 
BVerwG, Urteil vom 13.07.2006 - 4 C
5.05

Maklerrecht

Eine Provision kann nur derjenige Ver-
mittler beanspruchen, dessen Bemü-
hungen den späteren Kaufabschluss
beeinflusst haben. Seine Tätigkeit ist
aber dann nicht mehr ursächlich, wenn
dem Interessenten das vermittelte
Objekt bereits bekannt gewesen ist.
OLG Bamberg, Beschluss vom
05.10.2006 - 6 U 24/06

AKTUELLE URTEILE

Diese Urteile wurden zusam-
mengestellt von Kai-Peter Brei-
holdt, Breiholdt Rechtsanwälte,
Berlin, www.ra-breiholdt.de.

Kai-Peter Breiholdt


